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Parlamentarischer Vorstoss 

 

Vorstoss-Nr.: 152-2026 

Vorstossart: Postulat 

Richtlinienmotion: ☐ 

Geschäftsnummer: 2026.GRPARL.400 

  

Eingereicht am: 10.06.2026 

  

Fraktionsvorstoss: Nein 

Vorstoss Ratsorgan: Nein 

Eingereicht von: Leuenberger (Uettligen, EVP) (Sprecher/in)  
 

 Bossard-Jenni (Oberburg, EVP) 
Gerber (Schüpfen, Die Mitte) 
Wyss (Kirchberg, FDP) 
Stampfli (Nidau, GLP) 
Blatti (Oberwil i. S., EDU) 
Gartenmann (Lauterbrunnen, SVP)  
 

Weitere Unterschriften: 0 

  

Dringlichkeit verlangt: Nein 

Dringlichkeit gewährt:     

  

RRB-Nr.:   vom   

Direktion: Direktion für Inneres und Justiz 

Klassifizierung: Nicht klassifiziert 

Antrag Regierungsrat: Auswahl 

Rechtsmittelbelehrungen und Vollzugshinweise verständlich machen – Zugang zum 

Recht sichern 

Der Regierungsrat wird beauftragt zu prüfen und Bericht zu erstatten, 

1. in welchen Bereichen der kantonalen Verwaltung, der Gemeinden und der öffentlich-rechtli-

chen Institutionen Rechtsmittelbelehrungen und Vollzugshinweise bereits in einfacher 

und/oder leichter Sprache vorliegen;1 

2. wie kantonsweit Muster-Rechtsmittelbelehrungen und -Vollzugshinweise in einfacher und/o-

der leichter Sprache erarbeitet und den Direktionen, Ämtern, Gemeinden, Schulen, Sozial-

diensten, KESB, Polizei, Justiz und weiteren verfügenden Stellen zur Verfügung gestellt 

werden können; 

3. ob bei besonders einschneidenden Verfügungen – namentlich in Sozialhilfe, Kindes- und 

Erwachsenenschutz, Bildung, Gesundheit, Migration, Steuern, Bauen, Justiz und Polizei – 

eine ergänzende Erklärung in einfacher und/oder leichter Sprache standardmässig beige-

legt werden soll; 

4. wie sichergestellt werden kann, dass die vereinfachten Fassungen rechtlich korrekt bleiben 

und klar als Verständnishilfe neben der verbindlichen Rechtsmittelbelehrung bzw. den ver-

bindlichen Vollzugshinweisen gekennzeichnet werden. 

 
 
1
 Einfache Sprache verwendet kurze Sätze, verständliche Wörter und eine klare Struktur, richtet sich aber an die breite Bevölkerung. Leichte Sprache folgt 

zusätzlichen, standardisierten Regeln (z. B. sehr kurze Sätze, Verzicht auf Fremdwörter, unterstützende Bilder) und richtet sich insbesondere an Menschen 

mit Lernschwierigkeiten oder kognitiven Beeinträchtigungen. Leichte Sprache ist damit die stärker vereinfachte Form der verst ändlichen Kommunikation. 

P 
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Begründung: 

Wer eine Verfügung erhält, muss verstehen können, was der Entscheid für ihn bedeutet und wie 

er seine Rechte wahrnehmen kann. Die Rechtsmittelbelehrung erfüllt dabei eine zentrale 

rechtsstaatliche Funktion: Sie informiert darüber, welche Möglichkeiten bestehen, einen Ent-

scheid überprüfen zu lassen, welche Fristen einzuhalten sind, an welche Stelle man sich wen-

den muss und in welcher Form. Fehler können schwerwiegende Folgen haben. Fristen sind 

häufig kurz und nicht verlängerbar. Gleiches gilt für weitere Vollzugshinweise, z. B. wie eine 

Strafe in Form von gemeinnütziger Arbeit vollzogen werden kann. 

In der Praxis sind Rechtsmittelbelehrungen und Vollzugshinweise jedoch oft in einer stark juris-

tisch geprägten Sprache verfasst. Für viele Menschen stellen sie deshalb eine hohe Hürde dar. 

Betroffen sind nicht nur Menschen mit kognitiven Behinderungen oder Lernschwierigkeiten, son-

dern auch ältere Personen, Menschen in Belastungssituationen, Personen mit geringer Lese-

kompetenz oder wenig Erfahrung im Umgang mit Behörden. 

22 Prozent der 16- bis 65-jährigen Bevölkerung in der Schweiz verfügen über geringe Lesekom-

petenzen. Das entspricht rund 1,25 Millionen Menschen. Mit zunehmendem Alter sinken die 

Kompetenzen.2 Der Zugang zum Recht darf jedoch nicht davon abhängen, ob jemand juristi-

sche Fachsprache versteht. Wer seine Rechte nur deshalb nicht wahrnimmt, weil die Erläute-

rungen unverständlich sind, wird faktisch benachteiligt. Verständliche Rechtsmittelbelehrungen 

und Vollzugshinweise stärken deshalb nicht nur die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und 

Bürger, sondern auch die Rechtsgleichheit und das Vertrauen in staatliche Institutionen. 

Zudem profitieren auch die Behörden. Für juristische Laien unverständliche Rechtsmittelbeleh-

rungen und Vollzugshinweise führen zu Rückfragen, Fehladressierungen und formell mangel-

haften Eingaben. Verständlich formulierte Informationen können den administrativen Aufwand 

reduzieren und die Verfahren effizienter machen. 

Der Kanton Bern hat bereits wichtige Schritte in Richtung barrierefreie Kommunikation unter-

nommen und sich mit einfacher bzw. leichter Sprache auseinandergesetzt. Vor diesem Hinter-

grund erscheint es sinnvoll zu prüfen, ob standardisierte Rechtsmittelbelehrungen und Vollzugs-

hinweise in einfacher und/oder leichter Sprache entwickelt werden können. Dabei sollen die 

rechtlich verbindlichen Rechtsmittelbelehrungen und Vollzugshinweise nicht ersetzt, sondern 

durch eine verständliche Erläuterung ergänzt werden. Ziel ist ein niederschwelliger Zugang zum 

Recht für alle Menschen im Kanton Bern. 

 

 

 
Verteiler 

‒ Grosser Rat 

 
 
2
 https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissenschaft/bildungsstand/kompetenzen.assetdetail.33346117.html 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissenschaft/bildungsstand/kompetenzen.assetdetail.33346117.html
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